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Die vom Kläger gegen die Entscheidung über die Ehe­
wohnung und die daraus folgenden Festlegungen eingelegte 
Berufung wurde durch das Bezirksgericht als offensichtlich 
unbegründet abgewiesen.

Gegen die Entscheidungen über die Ehewohnung und die 
damit im Zusammenhang stehenden Festlegungen richtet 
sich der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht ist zunächst zutreffend davon ausgegangen, 
daß das Wohl minderjähriger Kinder auch dann zu beachten 
ist, wenn es sich nicht um gemeinsame Kinder der Ehegatten 
handelt (vgl. OG, Urteil vom 3. Juli 1979 — 3 OFK 25/79 — 
NJ 1979, Heft 12, S. 560). Es hat jedoch außer acht gelassen, 
daß die Interessen der Kinder nicht losgelöst von den weite­
ren Umständen des Einzelfalls betrachtet werden dürfen 
(vgl. OG, Urteile vom 30. März 1976 - 1 OFK 4/76 - [NJ 1976, 
Heft 12, S. 370], vom 16. April 1974 - 1 ZzF 3/74 - [NJ 1974, 
Heft 14, S. 442] und vom 17. Juli 1979 - 3 OFK 26/79 - [NJ 
1980, Heft 2, S. 88]).

Nach den bisher getroffenen Feststellungen war nicht 
ohne weiteres davon auszugehen, daß die Interessen des fast 
volljährigen Sohnes der Verklagten, der nur wenige Wochen 
in der Ehewohnung der Prozeßparteien lebte, von solchem 
Gewicht sind, daß eine Entscheidung zugunsten der Verklag­
ten erfolgen mußte. Einem Jugendlichen dieses Alters ist ein 
Wohnungswechsel mit seinem Erziehungsberechtigten durch­
aus zuzumuten (vgl. OG, Urteil vom 20. November 1979 — 
3 OFK 41/79 - NJ 1980, Heft 5, S. 235).

Die bisherigen Feststellungen lassen erkennen, daß der 
Kläger ein begründetes Interesse am Zuspruch der Ehewoh­
nung hat (vgl. OG, Urteil vom 22. Mai 1979 — 3 OFK 15/79 — 
NJ 1980, Heft 3, S. 138). Er ist seit 1978 Mitglied der AWG. 
Durch ihn wurden im Jahre 1979 die genossenschaftlichen 
Leistungen für die Zuweisung einer AWG-Wohnung erbracht, 
ohne daß das im Hinblick auf die Ehe mit der Verklagten 
geschah. Diese wurde im März 1982 geschlossen und war von 
kurzer Dauer.

Ungeachtet dieser Umstände, die zweifellos zugunsten des 
Klägers sprechen, wäre es erforderlich gewesen, den Hin­
weisen der AWG in ihrer Stellungnahme hinsichtlich der 
Pflichtverletzung des Klägers gegenüber der Genossenschaft 
durch Vernehmung von Zeugen bzw. Beiziehung der Akten 
des angeführten Gerichtsverfahrens nachzugehen. Wenn so 
schwerwiegende Pflichtverletzungen des Klägers nachgewie­
sen wurden, daß sein Ausschluß aus der AWG gerechtfer­
tigt wäre, könnten die weiteren Umstände nicht zugunsten 
des Klägers berücksichtigt werden. Allein die Angabe der 
AWG, daß der Kläger nach Informationen der Hausgemein­
schaft seine Pflichten aus der Haus- bzw. Freiflächenordnung 
nicht erfüllt und sich nicht ständig in seiner Wohnung auf­
gehalten habe bzw. auch andere Bürger in seiner Wohnung 
übernachten ließ, rechtfertigt nicht die Schlußfolgerung, daß 
er die Wohnung nicht benötige.

In diesem Zusammenhang war es auch nicht gerechtfer­
tigt, als Zeitpunkt für die Räumung der Ehewohnung durch 
den Kläger den Eintritt der Rechtskraft der Ehescheidung 
zu bestimmen. Damit wurde außer Betracht gelassen, daß die 
Entscheidungen zur Ehe und zur Ehewohnung zu unterschied­
lichen Zeitpunkten rechtskräftig werden können (§ 153 Abs. 1 
ZPO). Die Übertragung der Rechte an einer Ehewohnung 
auf einen der Ehegatten soll mit einer Räumungsverpflich­
tung für den anderen verbunden sein, um die Rechte beider 
auf Realisierung der Entscheidung bzw. vorübergehende 
Mitnutzung der Ehewohnung bis zur Versorgung mit an­
derem Wohnraum hinreichend zu sichern (vgl. OG, Urteil 
vom 21. Juni 1977 - 1 OFK 17/77 - NJ 1977, Heft 17, S. 612).

§ 34 FGB.
Bei der Entscheidung über die Ehewohnung ist den Lebens­
verhältnissen der Prozeßparteien besonders dann Bedeutung 
beizumessen, wenn erhebliche gesundheitliche Beeinträchti­
gungen gegeben sind und ein Wohnungswechsel nachteilige 
gesundheitliche Folgen für eine Prozeßpartei mit sich bringen 
könnte.
OG, Urteil vom 2. August 1983 - 3 OFK 29/83.

Die kinderlose Ehe der Prozeßparteien wurde geschieden. 
Bei der Klägerin lebt deren volljähriger Sohn aus erster 
Ehe. Das Nutzungsrecht an der U/a-Zimmer-AWG-Wohnung, 
welches von jeder Prozeßpartei unter Hinweis auf ihren 
schlechten Gesundheitszustand beantragt wurde, erhielt der 
Verklagte. Das Kreisgericht hat zur Begründung seiner Ent­
scheidung ausgeführt, daß aus den beigezogenen ärztlichen 
Gutachten über den Gesundheitszustand der Prozeßparteien 
sich für keine von ihnen ein Vorrecht an der Nutzung der 
früheren Ehewohnung ergebe. Deshalb hätten die Gründe 
der Ehescheidung für die Entscheidung über die Ehewoh­
nung maßgeblich sein müssen. Die Wohnung sei dem Ver­
klagten zu übertragen gewesen, weil die Klägerin durch die 
Aufnahme außerehelicher Beziehungen ausschlaggebende 
Ursachen für die Ehescheidung gesetzt habe.

Auf die Berufung der Klägerin hat das Bezirksgericht 
die Entscheidung des Kreisgerichts aufgehoben und das Nut­
zungsrecht an der Wohnung der Klägerin übertragen.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht ist dem Kreisgericht zu Recht nicht darin 
gefolgt, daß im vorliegenden Verfahren die Umstände der 
Ehescheidung für die Entscheidung über die Ehewohnung 
maßgeblich seien (vgl. OG, Urteil vom 3. Juli 1979 — 3 OFK 
25/79 — NJ 1979, Heft 12, S. 560). Von diesem richtigen Stand­
punkt aus wäre es erforderlich gewesen, den Lebensverhält­
nissen der Prozeßparteien Bedeutung beizumessen und sie 
insbesondere im Zusammenhang mit den bereits vom Kreis­
gericht getroffenen Feststellungen zum Gesundheitszustand 
der Prozeßparteien weiter aufzuklären.

Zu den Lebensverhältnissen der Klägerin konnte den Dar­
legungen ihres zwanzigjährigen Sohnes, er wolle mit ihr so­
wie ihrem Lebensgefährten in der Wohnung künftig Zusam­
menleben, keine solche Bedeutung beigemessen werden, wie 
es durch das Bezirksgericht geschehen ist. Es wäre vielmehr 
davon auszugehen gewesen, daß für den Sohn in absehbarer 
Zeit ohnehin eine Veränderung seines Lebensbereichs ein- 
treten dürfte (vgl. OG, Urteil vom 20. November 1979 — 3 OFK 
41/79 — NJ 1980, Heft 5, S. 235). Dem Fakt, daß sich der Part­
ner der Klägerin in der Ehewohnung aufhält, kann unter 
den gegebenen Umständen und in Verbindung mit den Grün­
den der Ehescheidung keine Bedeutung zukommen. Ihm 
steht kein Nutzungsrecht an der AWG-Wohnung zu. Im üb­
rigen wurde in der Kassationsverhandlung von seiten der 
Klägerin mitgeteilt, daß er mit seinem volljährigen Sohn in 
einer eigenen 2-Raum-Wohnung lebt.

Im vorliegenden Verfahren hätte vor allem geklärt werden 
müssen, welche nachteiligen gesundheitlichen Folgen ein 
Wohnungswechsel und die eventuellen Verpflichtungen für 
eine weitere AWG-Wohnung für jede Prozeßpartei mit sich 
bringen könnten. Das Bezirksgericht geht in seinem Urteil 
von der Feststellung aus, daß die Klägerin zu 60 Prozent 
körpergeschädigt sei. Im Gutachten wird auf einen respira­
torischen Körperschaden von 60 Prozent hingewiesen. Es 
wäre deshalb notwendig gewesen, den Gutachter zu befragen, 
ob diese 60prozentige Schädigung der Atmungsorgane einem 
entsprechenden Körperschaden gleichzusetzen ist. Offen ge­
blieben ist auch die Frage, welche körperlichen Belastungen 
der Klägerin angesichts ihrer Erkrankung in Verbindung mit 
einem Umzug zuzumuten sind. In diesem Zusammenhang 
hätte das Bezirksgericht auch zu beachten gehabt, daß die 
frühere Ehewohnung keine Beschaffenheit und Lage auf­
weist, die einem bestimmten Krankheitsbild angepaßt ist, 
wie dies z. B. bei Versehrtenwohnraum der Fall ist.

Hinsichtlich des Gesundheitszustandes des Verklagten 
wäre zu beachten gewesen, daß das vom Kreisgericht beige­
zogene Gutachten wegen der psychischen Erkrankung und 
des existenten Suizidrisikos auf die Notwendigkeit hinweist, 
daß für ihn stabile soziale Bedingungen bestehen müssen. 
Das Bezirksgericht hätte unter den gegebenen Umständen in 
seinem Urteil den Verklagten nicht auf dife Lösung der Woh­
nungsprobleme im Rahmen seiner AWG-Mitgliedschaft ver­
weisen dürfen, ohne sich vor der Entscheidung Klarheit dar­
über zu verschaffen, ob bzw. wann und in welcher Weise das 
Wohnungsproblem des Verklagten gelöst werden könnte. 
Die im Urteil des Bezirksgerichts enthaltenen Hinweise ste-


